
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

Im Jahressteuergesetz 2008 wurde festgelegt, dass sich Arbeitnehmer ab 2011 nicht 
mehr um die Lohnsteuerkarte zu kümmern brauchen. Sie teilen dem Arbeitgeber nur 
einmalig die steuerliche Identifi kationsnummer und das Geburtsdatum mit, der dann 
die für die Lohnsteuer relevanten Daten beim Bundeszentralamt für Steuern in Bonn 
elektronisch abrufen kann.

Die ursprünglich für das Kalenderjahr 2011 vorgesehene Einführung der elektronischen Lohnsteu-
erabzugsmerkmale (ELStAM) wird auf das Kalenderjahr 2012 verschoben. Bitte beachten Sie des-
halb, dass die Lohnsteuerkarte 2010 mit den eingetragenen Lohnsteuerabzugsmerkmalen auch für 
den Steuerabzug vom Arbeitslohn ab 1.1.2011 bis zur erstmaligen Anwendung der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale gilt. In diesem Übergangszeitraum hat der Arbeitgeber die Lohnsteu-
erkarte 2010 während des Dienstverhältnisses aufzubewahren, er darf sie nicht vernichten! Die 
darauf enthaltenen Eintragungen (z. B. Freibeträge) gelten unabhängig vom Gültigkeitsbeginn 
einmalig auch für 2011 weiter.

Wird im Jahr 2011 erstmalig eine Lohnsteuerkarte benötigt, stellt das zuständige Finanzamt auf 
Antrag eine Ersatzbescheinigung aus. Ausgenommen hiervon sind ledige Arbeitnehmer, die im 
Jahr 2011 ein Ausbildungsverhältnis als erstes Dienstverhältnis beginnen. Hier kann der Arbeit-
geber die Steuerklasse I unterstellen, wenn der Arbeitnehmer seine steuerliche Identifi kations-
nummer, sein Geburtsdatum sowie die Religionszugehörigkeit mitteilt und gleichzeitig schriftlich 
bestätigt, dass es sich um das erste Dienstverhältnis handelt. Der Arbeitgeber hat die Erklärung 
des Arbeitnehmers als Beleg zum Lohnkonto aufzubewahren.

Hat der Arbeitgeber die Lohnsteuerbescheinigung auf der Lohnsteuerkarte 2010 erteilt und dem 
Arbeitnehmer herausgegeben, so hat er bei fortbestehendem Dienstverhältnis die Lohnsteuerab-
zugsmerkmale der Lohnsteuerkarte 2010 im Übergangszeitraum 2011 weiter anzuwenden.

Anmerkung: Für sämtliche Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 2010 für Zeiträume ab 1.1.2011 
ist ausschließlich das Finanzamt und nicht mehr die Gemeinde zuständig. Dazu gehören z. B. die 
Eintragung von Kindern und Freibeträgen sowie alle Änderungen der Lohnsteuerklassen. 
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In der Verlustbescheinigung werden Verluste ausgewiesen, die bankseitig nicht mit 
den während des Kalenderjahres erzielten abzugspfl ichtigen Kapitalerträgen ver-
rechnet werden konnten. Hat man Geldanlagen nur bei einem Institut, nimmt dieses 
gleich die Verrechnung von Verlusten und Erträgen vor. Befi nden sich Depots und 
Konten bei unterschiedlichen Banken, ist der Bankkunde selbst für den Ausgleich 
über die Steuererklärung verantwortlich.

Die Verlustbescheinigung für das laufende Jahr ist bis spätestens 15. Dezember 2010 zu bean-
tragen. Nach Ausstellung einer Verlustbescheinigung wird der darin ausgewiesene Verlust nicht 
wieder in den Verlusttopf eingestellt, um eine doppelte Berücksichtigung zu vermeiden. Er muss 
in der Einkommensteuer-Veranlagung geltend gemacht werden.

Anmerkung: Ob eine Verlustbescheinigung beantragt werden soll, hängt von vielen Faktoren ab 
und sollte vorher mit uns besprochen werden! Die Beantragung einer Verlustbescheinigung kann 
sich u. a. empfehlen, wenn im laufenden Jahr Kapitalerträge bei anderen Kreditinstituten erzielt 
werden, die mit Kapitalertragsteuer belastet sind. 

Gesetzliche Zinsen, die das Finanzamt (FA) aufgrund von Einkommensteuererstat-
tungen an den Steuerpfl ichtigen zahlt (sog. Erstattungszinsen), unterliegen nicht der 
Einkommensteuer. Das hat der Bundesfi nanzhof mit Urteil vom 15.6.2010 entschie-
den und damit seine frühere Rechtsprechung teilweise geändert.

Bis 1999 konnten Nachzahlungszinsen, die der Steuerpfl ichtige an das FA zu zahlen hatte, als 
Sonderausgaben abgezogen werden. Nachdem diese Regelung ersatzlos entfallen war, mussten 
die Erstattungszinsen nach wie vor versteuert werden, während die Nachzahlungszinsen nicht 
mehr abgezogen werden durften. Das war bei vielen Steuerpfl ichtigen auf Unverständnis ge-
stoßen. Nach der Änderung der Rechtsprechung sind nun gesetzliche Zinsen, die im Verhältnis 
zwischen Steuerpfl ichtigen und FA für Einkommensteuernachzahlungen oder -erstattungen ent-
stehen, insgesamt steuerrechtlich unbeachtlich. 

Anmerkung: Eine Stellungnahme der Finanzverwaltung zu diesem Urteil lag bei Redaktions-
schluss noch nicht vor. Es ist nicht auszuschließen, dass sie darauf mit einem Nichtanwendungs-
erlass reagiert.

Seit dem 1.1.2009 sind Aufwendungen für Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen besser von der Steuer absetzbar. Der 
bisherige Steuerbonus von bis zu 600 € pro Jahr wurde auf 1.200 € verdoppelt. Das 
heißt, von maximal 6.000 Euro Arbeitskosten können 20 %, also 1.200 €, direkt von 
der Steuer abgezogen werden. 

Ausgaben für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder Dienstleistungen wie Kinderbetreu-
ung oder Pfl egeleistungen werden darüber hinaus unter weiteren Voraussetzungen bis zu einer 
Höhe von 4.000 € pro Jahr gefördert. 

Der Begriff „haushaltsnahe Dienstleistung“ ist gesetzlich nicht näher bestimmt. Die Leistungen 
müssen eine hinreichende Nähe zur Haushaltsführung aufweisen bzw. damit im Zusammenhang 
stehen. Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat dabei den Begriff „haushaltsnah“ als sinnverwandt mit 
dem Begriff „hauswirtschaftlich“ angesehen. 

Danach werden nunmehr sämtliche handwerkliche Tätigkeiten, also auch einfache handwerkli-
che Verrichtungen, etwa regelmäßige Ausbesserungs- und Erhaltungsmaßnahmen, die bislang als 
haushaltsnahe Dienstleistungen galten, von der neuen Regelung erfasst. Die Unterscheidung nach 
einfachen und qualifi zierten Handwerkerleistungen ist damit nicht länger erforderlich. 
 
Nach diesen Grundsätzen handelt es sich bei Maler- und Tapezierarbeiten nicht (mehr) um haus-
wirtschaftliche Verrichtungen, die als haushaltsnahe Dienstleistungen begünstigt sind, sondern 
um Handwerkerleistungen. 

Anmerkung: In der Fachliteratur wird teilweise die Meinung vertreten, dass der erhöhte Betrag 
bereits ab dem Jahr 2008 anzuwenden sei, weil das Gesetz, mit dem der neue Höchstbetrag einge-
führt worden ist, bereits vor dem 1.1.2009 in Kraft trat. Hierzu ist jetzt ein Verfahren vor dem BFH 
anhängig. Sollte das Finanzamt die Aufwendungen für 2008 nicht bis zum neuen Höchstbetrag 
anerkennen, ist ggf. Einspruch einzulegen und mit Hinweis auf die endgültigen Entscheidungen 
Ruhen des Verfahrens zu beantragen.
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In letzter Zeit werden vermehrt Fotovoltaikanlagen errichtet, in denen die Solar-
module nicht auf die vorhandene Dacheindeckung aufgesetzt, sondern in Form von 
Dachziegeln mit eingebauten Fotovoltaikmodulen eingesetzt werden. Solche Anla-
gen sind genau wie Solarmodule, die auf eine Dacheindeckung aufgesetzt werden, 
keine unselbstständigen Bestandteile des Gebäudes, sondern selbstständige, vom 
Gebäude losgelöste bewegliche Wirtschaftsgüter.

Diese Anlagen erfüllen gleichzeitig zwei Funktionen. Einerseits schützen sie das Gebäude vor 
Witterungseinfl üssen, andererseits dienen sie unmittelbar der Stromerzeugung (Gewerbebetrieb). 
Dachintegrierte Fotovoltaikanlagen sind im Ergebnis ertragsteuerlich mit den sog. Aufdachanla-
gen gleich zu behandeln, sodass sich folgende steuerliche Konsequenzen ergeben:

• Die Aufwendungen für die dachintegrierte Fotovoltaikanlage, bei Solardachziegeln nur die Auf-
wendungen für das Fotovoltaikmodul, sind Anschaffungs-/Herstellungskosten für ein eigenes, 
abnutzbares und bewegliches Wirtschaftsgut, das als notwendiges Betriebsvermögen dem Ge-
werbebetrieb „Stromerzeugung“ zuzurechnen ist. Es ist  auf 20 Jahre abzuschreiben. Die Behand-
lung als selbstständiges Wirtschaftsgut gilt unabhängig davon, ob die Anlage im Zuge der Neu-
errichtung eines Gebäudes oder im Zuge einer Dachsanierung angeschafft bzw. hergestellt wird. 

Nicht zur Fotovoltaikanlage, sondern zum Gebäude gehört dagegen die Dachkonstruktion. 
Die darauf entfallenden Aufwendungen sind daher dem Gebäude entweder als Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten oder als Erhaltungsaufwendungen zuzurechnen.

• Für die geplante Anschaffung der Anlage kann – unter weiteren Voraussetzungen – ein Inves-
titionsabzugsbetrag gebildet werden, wenn die übrigen Anspruchsvoraussetzungen vorliegen.

• Sonderabschreibungen sind für die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Anlage ebenso 
möglich wie – bei Anschaffung bis 31.12.2010 – degressive Absetzungen für Abnutzung.

Anmerkung: Die vorstehend dargestellten Grundsätze sind auch auf sog. Blockheizkraftwerke 
anzuwenden, die Strom und Wärme erzeugen. Die bisher von der Finanzverwaltung vertretene 
Auffassung, Blockheizkraftwerke seien unselbstständige Gebäudeteile, wenn die erzeugte Energie 
überwiegend im Gebäude verwendet wird, ist damit überholt.

Das Niedersächsische Finanzgericht hielt die andauernde Erhebung des Solidaritäts-
zuschlags für verfassungswidrig und legte die Frage der Verfassungsmäßigkeit dem 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zur Entscheidung vor. Es war davon überzeugt, 
dass die Ergänzungsabgabe nach dem Solidaritätszuschlagsgesetz spätestens ab dem 
Jahr 2007 ihre verfassungsrechtliche Berechtigung verloren hat. Mit dem Solida-

ritätszuschlag sollen die Kosten der deutschen Einheit fi nanziert werden. Hierfür bestand nach 
Auffassung des Gerichts kein vorübergehender, sondern ein langfristiger Bedarf. Dieser darf nicht 
durch die Erhebung einer Ergänzungsabgabe gedeckt werden.

Das BVerfG hat die Vorlage als unzulässig verworfen. Bereits mit seiner Entscheidung vom 9.2.1972 
hat es grundsätzlich zur Frage der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit von Ergänzungsabgaben 
Stellung genommen und u. a. entschieden, dass eine zeitliche Befristung nicht zum Wesen der 
Ergänzungsabgabe gehört. 

Unterhaltsaufwendungen sind nur dann als außergewöhnliche Belastungen steu-
erlich abziehbar, wenn die unterhaltene Person gegenüber dem Steuerpfl ichtigen 
gesetzlich unterhaltsberechtigt ist. Das sind die Personen, denen gegenüber der 
Steuerpfl ichtige nach dem Zivilrecht unterhaltsverpfl ichtet ist. Dazu gehören u. a. 
Verwandte in gerader Linie (Kinder, Enkel, Eltern). Die Unterhaltsberechtigung setzt 
insoweit zivilrechtlich die Unterhaltsbedürftigkeit der unterhaltenen Person voraus. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfi nanzhofs (BFH) konnte die Bedürftigkeit der 
unterstützten Person dem Grunde nach unterstellt werden (sog. abstrakte Betrachtungsweise). 

Diese Rechtsprechung hat der BFH mit Urteil vom 5.5.2010 aufgegeben und entschieden, dass 
die Bedürftigkeit der unterhaltenen Person jeweils konkret zu bestimmen ist und nicht unterstellt 
werden kann. Bei der danach erforderlichen konkreten Betrachtungsweise sei auch zu berück-
sichtigen, dass für volljährige Kinder eine generelle Erwerbsobliegenheit bestehe. Mögliche 
Einkünfte aus einer unterlassenen Erwerbstätigkeit könnten deshalb der Bedürftigkeit entge-
genstehen, falls eine Erwerbstätigkeit zumutbar sei. 
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Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer, Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag 10.11.2010

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.11.2010

Sozialversicherungsbeiträge 26.11.2010

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.1.2010 = 0,12 %  1.7.2009 – 31.12.2009 = 0,12 %, 1.1.2009 – 30.6.2009 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2010: August = 108,4; Juli = 108,4; Juni =108,1; Mai = 108,0; April = 107,9; März = 108,0; 
Februar = 107,5; Januar = 107,1; 2009: Dezember = 107,8; November = 106,9; Oktober = 107
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Ebenfalls mit Urteil vom 5.5.2010 hat der BFH entschieden, dass bei als außergewöhnliche Be-
lastungen geltend gemachten Unterhaltszahlungen an die im Ausland lebende Ehefrau weder die 
Bedürftigkeit noch die Erwerbsobliegenheit der Ehefrau zu prüfen sei. Anders als der Verwandten-
unterhalt werde der Ehegattenunterhalt zivilrechtlich auch jenseits der Bedürftigkeit geschuldet. 
Der haushaltsführende Ehegatte sei nicht verpfl ichtet, zunächst seine Arbeitskraft zu verwerten. 

Nach dem Umsatzsteuergesetz unterliegen die Umsätze im Rahmen einer Geschäfts-
veräußerung an einen anderen Unternehmer nicht der Umsatzsteuer. Eine Geschäfts-
veräußerung liegt vor, wenn ein Unternehmen oder ein in der Gliederung eines Un-
ternehmens gesondert geführter Betrieb im Ganzen entgeltlich oder unentgeltlich 
übereignet oder in eine Gesellschaft eingebracht wird. 

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat durch Beschluss vom 14.7.2010 dem Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) Fragen zu den Voraussetzungen der nicht der Umsatzsteuer unterliegenden Ge-
schäftsveräußerung im Ganzen vorgelegt. Die Fragen betreffen Fälle, in denen Warenbestand und 
Geschäftsausstattung veräußert, die Geschäftsräume aber nur an den Erwerber vermietet werden.

Für den Fall, dass die Vermietung des Ladenlokals zu berücksichtigen ist, hat der BFH dem EuGH 
die weitere Frage vorgelegt, ob es dabei darauf ankommt, ob das Ladenlokal durch einen auf lange 
Dauer abgeschlossenen Mietvertrag zur Nutzung überlassen wurde oder ob der Mietvertrag auf 
unbestimmte Zeit läuft und von beiden Parteien kurzfristig kündbar ist.

Nach der bisherigen Rechtsprechung des BFH kann eine nicht steuerbare Geschäftsveräußerung 
auch dann vorliegen, wenn einzelne wesentliche Betriebsgrundlagen nicht mitübereignet worden 
sind. Voraussetzung ist aber, dass sie dem Unternehmer langfristig zur Nutzung überlassen wer-
den und eine dauerhafte Fortführung des Unternehmens durch den Übernehmer gewährleistet ist.

Nach den deutschen Rechtsvorschriften erlosch der Anspruch des Arbeitnehmers 
auf bezahlten Jahresurlaub am Ende des Kalenderjahrs, spätestens am Ende eines 
Übertragungszeitraums, der i. d. R. 3 Monate beträgt. War der Arbeitnehmer bis 
zum Ende dieses Zeitraums arbeitsunfähig, musste der nicht genommene bezahlte 
Jahresurlaub am Ende des Arbeitsverhältnisses nicht fi nanziell abgegolten werden.

Der Europäische Gerichtshof stellte jedoch in seiner Entscheidung vom 20.1.2009 fest, dass ein 
Arbeitnehmer, der während des gesamten Bezugszeitraums und über den festgelegten Übertra-
gungszeitraum hinaus krankgeschrieben ist, keine Möglichkeit hat, in den Genuss seines bezahl-
ten Jahresurlaubs zu kommen. Das gilt auch für einen Arbeitnehmer, der während eines Teils des 
Bezugszeitraums gearbeitet hat, bevor er krankgeschrieben wurde.

Die Vergütung, auf die ein Arbeitnehmer Anspruch hat, der nicht in der Lage war, seinen Anspruch 
auf bezahlten Jahresurlaub vor dem Ende des Arbeitverhältnisses auszuüben, ist demnach in der 
Weise zu berechnen, dass der Arbeitnehmer so gestellt wird, als hätte er diesen Anspruch während 
der Dauer seines Arbeitsverhältnisses ausgeübt. Maßgebend für die Berechnung der fi nanziellen 
Vergütung ist das gewöhnliche Arbeitsentgelt des Arbeitnehmers, das während der dem bezahlten 
Jahresurlaub entsprechenden Ruhezeit weiterzuzahlen ist.

Anmerkung: Mit der Entscheidung wurde das Prinzip der Befristung des Urlaubsanspruchs im 
deutschen Arbeitsrecht aufgeweicht. Dies führt zu erheblichen Mehrbelastungen für Arbeitgeber. 
Insbesondere bei Langzeitkranken können sich Urlaubsansprüche über Jahre hinweg anhäufen.
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